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Bundestag sichert 
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Steigende Eigenanteile im Heim, hohe Belastung in der häuslichen Pflege – nur jede*r Zehnte macht sich ums Älterwerden keine Sorgen.
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Laut SoVD-Umfrage blicken zwei von drei Deutschen sorgenvoll auf ihre eigene Pflege

Angst vor schlechter Versorgung
Eine vom SoVD in Auftrag ge-

gebene Umfrage zeigt, wie tief 
die Sorge um die eigene Pflege 
in unserer Gesellschaft veran-
kert ist. Die Bundesregierung 
stellt Reformen in Aussicht und 
verweist auf die Expertise einer 
Arbeitsgruppe. Deren Vorschlä-
ge jedoch enttäuschen: Statt 
Pflegebedürftige besser zu un-
terstützen oder sie finanziell zu 
entlasten, macht der Bericht vor 
allem die zwischen Bund und 
Ländern weiterhin bestehenden 
Konflikte deutlich.

In Deutschland gibt es immer 
mehr Pflegebedürftige. Allein 
seit 2015 hat sich ihre Zahl fast 
verdoppelt – auf knapp sechs 
Millionen Menschen. Gestiegen 
sind dadurch auch die Ausgaben 
für deren Versorgung. Zuletzt 
machte die Pflegeversicherung 
rund eine halbe Milliarde Euro 
Minus. Diese Angaben veröffent-
lichte der Spitzenverband der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rungen (GKV) und warnte, dass 
auch in den nächsten Jahren mit 
Defiziten zu rechnen sei.

Um den Versicherungsbeitrag 
trotzdem stabil zu halten, stellt 
die Bundesregierung Darlehen 
bereit. Mit geliehenen Milliar-
den, so die Kritik des Spitzenver-
bandes, löse man jedoch keine 
Probleme, sondern verschiebe 
diese nur in die Zukunft.

Meinungsbild belegt 
eine große Verunsicherung

Wie sehr die Pflegepolitik 
bereits an Vertrauen verloren 
hat, macht jetzt eine vom SoVD 
in Auftrag gegebene Umfrage 

des Meinungsforschungsinsti-
tutes Civey deutlich. Demnach 
rechnen knapp zwei Drittel der 
Menschen mit einer schlechten 
Versorgung im Pflegefall, nur 
rund jede*r Zehnte macht sich 
dahingehend keine Sorgen. Für 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier ist dieses 
Stimmungsbild auch das Resul-
tat immer neuer Sparvorgaben 
und jahrelang verschleppter Re-
formen. Das, so Engelmeier, habe 
Spuren hinterlassen.
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Was ändert sich 
im neuen Jahr?

Liebe SoVD-Mitglieder,
liebe Freundinnen und Freunde 
unseres Verbandes, 

das vergangene Jahr war kein 
leichtes. Es lässt sich nicht einfach 
so „abhaken“. Viele der Heraus-
forderungen und Bedrohungen 
werden uns 2026 kaum loslas-
sen. Auch wenn uns das neue Jahr 
keine Wunder bescheren wird: 
Gemeinsam können wir die Chan-
cen nutzen, für sozialen Frieden, 
Gerechtigkeit und unsere Demo-
kratie einzutreten – und gegen 
Spaltung und Radikalisierung! 

Soziale Gerechtigkeit bleibt das 
Fundament, auf dem eine stabile 
Zukunft gebaut werden kann. 

Echte Teilhabe meint, dass jeder 
Mensch, unabhängig von Herkunft, 
Geschlecht, Alter oder körperlichen 
Einschränkungen, die Chance hat, 
sein Potenzial zu entfalten. Sie be-
deutet barrierefreien Zugang nicht 
nur zu Gebäuden, sondern ebenso 
zu Gesundheitsversorgung, Bildung 
und demokratischen Prozessen, 
sowie die Gewissheit, in Notlagen 
versorgt zu sein. Hierzu werden wir 
unsere sozialpolitischen Forderun-

gen weiter im Sinne benachteilig-
ter Menschen vertreten. 

Lassen Sie uns 2026 deshalb 
mit Mut beginnen. Mit dem Mut, un-
bequeme Wahrheiten auszuspre-
chen, für unsere Überzeugungen 
einzustehen, und mit der Hoffnung, 
dass dies – im Schulterschluss mit 
anderen – Wirkung zeigt. In diesem 
Sinne wünschen wir Ihnen und 
euch ein gesundes, friedvolles und 
gerechtes neues Jahr!

Ihre SoVD-Vorständinnen 
Michaela Engelmeier

Sandra Fehlberg  

Blickpunkt
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Viele haben Angst vor schlechter Versorgung
Laut einer SoVD-Umfrage blicken zwei von drei Deutschen sorgenvoll auf ihre eigene Pflege

Fortsetzung von Seite 1
Gleichzeitig zeigen die Er-

gebnisse der Umfrage einen 
möglichen Ausweg aus der Kri-
se auf. Denn rund 80 Prozent 
der Befragten befürworten die 
Einführung einer solidarischen 
Pflegeversicherung, die grund-
sätzlich alle Bürger*innen ein-
beziehen würde. Überraschend 
hoch fiel dabei die Zustimmung 
sogar unter Selbstständigen 
(69 Prozent) und Beamt*innen 
(42 Prozent) aus, die bisher der 
privaten Pflegeversicherung an-
gehören. Als „ein starkes Signal 
an die Politik“ bezeichnete das 
Michaela Engelmeier. Sie wies 
darauf hin, dass der SoVD seit 
Langem eine solche Pflege-
Bürgerversicherung fordere, in 
die alle einzahlen und die das 
Pflegerisiko solidarisch und ge-
recht absichert.

Hohe Eigenanteile führen 
zu pflegebedingter Armut

Dass der Systemwechsel 
hin zu einer Vollversicherung 
grundsätzlich machbar ist, be-
legte Prof. Dr. Heinz 
Rothgang von der 
Universität Bremen 
in einem Gutach-
ten. Wie dringlich 
eine Reform mitt-
lerweile ist, machte 
der Gesundheits-
ökonom vor Kur-
zem noch einmal 
in einem Vortrag 
vor Mitgliedern der 
SoVD-Bundeskon-
ferenz deutlich.

In diesem warnte 
Rothgang eindringlich vor ab-
sehbar weiter steigenden Bei-
tragssätzen und immer höheren 
Eigenanteilen in der Pflege. Im 
ersten Jahr eines Heimaufent-
haltes, so der Wissenschaftler, 
liege der Selbstbehalt bundes-
weit derzeit im Durchschnitt bei 
mehr als 3.100 Euro pro Monat. 
Damit sei jedoch längst nicht 
das Ende der Fahnenstange er-

reicht: Bereits 2027 werde sich 
dieser Betrag auf rund 3.500 
Euro erhöhen.

Dabei war die soziale Pfle-
geversicherung ursprünglich 
eingeführt worden, um Armut 
infolge von Pflegebedürftigkeit 
explizit zu verhindern. Das Sys-
tem einer Teilleistung startete 
Mitte der 1990er-Jahre aller-
dings unter anderen Vorausset-
zungen: Während die zu Pfle-
genden zwar auch damals schon 
für ihre Unterbringung und Ver-
pflegung zahlen mussten (wie in 
der eigenen Wohnung ja auch), 
übernahm die Versicherung in 
der Regel alle pflegebedingten 
Kosten.

Bestehendes System vom 
Kopf auf die Füße stellen

Inzwischen besteht abhängig 
vom Pflegegrad nur Anspruch 
auf einen konkret festgelegten 
Leistungsbetrag („Sockel“). Alle 
darüber hinausgehenden Kos-
ten („Spitze“) müssen die Pflege-
bedürftigen aus eigener Tasche 
bezahlen. Eine Umkehr dieses 

Verhältnisses regt 
daher Prof. Roth-
gang an. Pflege-
bedürftige würden 
dann nur noch ei-
nen festen monat-
lichen Eigenbetrag 
zahlen, während 
alle weiteren pfle-
gebedingten Kos-
ten zulasten der 
Pflegeversicherung 
gingen. Als Zwi-
schenschritt zur 
Einführung einer 

Pflegevollversicherung befür-
wortet auch der SoVD diesen 
„Sockel-Spitze-Tausch“. 

Bund und Länder suchen
gemeinsam nach Lösungen

Mit der Frage, wie man die 
steigenden Kosten ohne Zu-
geständnisse bei der Versor-
gung in den Griff bekommt, 
beschäftigte sich in den letz-

ten Monaten eine hochrangig 
besetzte Arbeitsgruppe. Dieser 
gehörten die pflegepolitischen 
Entscheider*innen auf Bundes- 
und Landesebene an; den Vorsitz 
hatte Bundesgesundheitsminis-
terin Nina Warken (CDU). Unter 
der hoffnungsvollen Überschrift 
„Zukunftspakt Pflege“ weckte 
diese Bund-Länder-Kommission 
Erwartungen, die sich letztlich 
jedoch nicht erfüllten.

Sammlung von Ideen statt 
nachhaltiger Reformen

Als ernüchternd und enttäu-
schend bewertet der SoVD die 
jetzt von der Arbeitsgruppe 
vorgelegten Ergebnisse. Die-
se machten vor allem deutlich, 
dass sich die Beteiligten in we-
sentlichen Punkten nicht eini-
gen konnten. Zentrale Fragen 
zur Finanzierung der Pflegever-
sicherung bleiben weiterhin un-
geklärt, aus den angekündigten 
Eckpunkten einer Reform wurde 
eine vage Aufzählung von Mög-
lichkeiten. Damit werden Bund 
und Länder ihrer gemeinsamen 
Verantwortung nicht gerecht.

Entlastungen scheitern
vermutlich am Geldmangel 

So empfiehlt die Arbeits-
gruppe mit Blick auf die ho-
hen Eigenanteile neben dem 
„Sockel-Spitze-Tausch“ auch 
eine automatische Anpassung 
der Pflegeleistungen an die 

Preis- und Lohnentwicklung  
(„Dynamisierung“). Keine Frage, 
diese vom SoVD seit Langem 
geforderten Maßnahmen wä-
ren dringend notwendig. Woher 
jedoch das Geld für die damit 
verbundenen Mehrausgaben 
kommen soll, bleibt unklar. 

Vor diesem Hintergrund ist es 
umso unverständlicher, dass die 
Kommission jene Maßnahmen 
nahezu komplett ausblendet, 
die in der Pflegeversicherung 
zu höheren Einnahmen führen 
würden: Das Eckpunktepapier 
erwähnt weder eine mögliche 
Erhöhung der Beitragsbemes-
sungsgrundlage noch die denk-
bare Verbeitragung weiterer 
Einkommensarten. Ebenso au-
ßer Acht bleibt die Finanzierung 
gesamtgesellschaftlicher Aufga-
ben oder versicherungsfremder 
Leistungen aus Steuermitteln.

Für wirkliche Reformen fehlt
weiterhin der nötige Mut

Am schwersten aber wiegt aus 
Sicht des SoVD das Festhalten 
an dem bestehenden Teilleis-
tungssystem. Das ist eine klare 
Absage an die vom Verband ge-
forderte Pflegevollversicherung 
– und damit an die vollständige
Absicherung des pflegerischen

Risikos. Allen Bekundungen zum 
Trotz bleibt es somit weiterhin 
bei den hohen Zuzahlungen für 
Versicherte. Dass die Arbeits-
gruppe gleichzeitig den Ausbau 
der privaten Vorsorge vorantrei-
ben möchte, dürfte da bei vielen 
für Kopfschütteln sorgen. 

SoVD: Verschlechterungen
sind nicht hinnehmbar

Noch weniger nachvollziehbar 
sind dagegen Überlegungen der 
Kommission, den Menschen, die 
erstmals den Pflegegrad 2 oder 
3 erhalten, für drei Monate das 
Pflegegeld oder ihr Entlastungs-
budget zur Hälfte zu kürzen. Eine 
derartige Verschlechterung, die 
letztlich das Leistungsprinzip 
der Pflegeversicherung aus-
höhlt, trifft auf den entschiede-
nen Widerstand des SoVD. 

Worum es jetzt gehen muss, 
brachte die Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier auf 
den Punkt: „Was wir wirklich 
brauchen, sind echte und nach-
haltige Reformen in der Pflege. 
Das erfordert Investitionen in 
die pflegerische Zukunft. Dazu 
gehört vor allem eine solidari-
sche Bürgervollversicherung, in 
die alle einzahlen.“

Joachim Schöne

Einen hohen Stellenwert hatte bei der SoVD-Umfrage auch 
die Perspektive pflegender Angehöriger: Fast 80 Prozent von 
ihnen gaben an, dass die staatlichen Unterstützungsangebote 
weiterhin unzureichend seien. 

Werden pflegende Angehörige Ihrer Meinung nach 
ausreichend unterstützt, etwa durch staatliche Angebote?Deutschland Personen, die einen Angehörigen pflegen
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Stat. Fehler Gesamtergebnis: 9,1% | Stichprobengröße: 500 | Befragungszeitraum: 02.10.25 - 16.10.25

Werden pflegende Angehörige Ihrer Meinung nach ausreichend staatlich unterstützt (z.B. durch staatliche Angebote)?

Grafik: Civey

Pflege findet zum überwiegenden Teil zu Hause statt. Angehörige, 
die hier eine Versorgung möglich machen, nehmen meist körper-
liche, emotionale und finanzielle Belastungen in Kauf.

Foto: Evrymmnt / Adobe Stock

Neues SoVD-online-Format

Ihre Meinung
ist uns wichtig!

Ergänzend zum Titelthema 
interessiert uns insbesondere 
die Sicht unserer Leser*innen. 
Wir möchten von Ihnen als 
SoVD-Mitglied gerne wissen: 
„Woran denken Sie beim Thema 
Pflege?”. 

In der Umfrage können Sie 
dazu Schlagworte eingeben, 
gerne auch mehrere nachein-
ander. Darüber hinaus können 
Sie uns Ihre Gedanken und 
Erfahrungen auch in längerer 
Form schicken, per E-Mail an: 
redaktion@sovd.de.

Zur Umfrage geht es direkt 
über den QR-Code oder unter: 
www.sovd.de/ihre-meinung.

Prof. Heinz Rothgang

Im Auftrag des SoVD befragte das Meinungsforschungsinstitut 
Civey online 2.500 Bundesbürger*innen ab 18 Jahren sowie 
500 Personen, die Angehörige pflegen. Die Zustimmung zur 
Bürgerversicherung fiel dabei eindeutig aus.

Wie bewerten Sie den Vorschlag, alle Bürger*innen 
in einer gemeinsamen Pflegeversicherung zu versichern?

Deutschland

Sehr gut Eher gut Unentschieden Eher schlecht Sehr schlecht
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79,9%
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13,5%
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Stat. Fehler Gesamtergebnis: 3,5% | Stichprobengröße: 2.500 | Befragungszeitraum: 02.10.25 - 06.10.25

Wie bewerten Sie den Vorschlag, alle Bürgerinnen und Bürger (z.B. auch Beamte und Selbstständige) in einer gemeinsamen

Pflegeversicherung zu versichern?
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Streit um Behandlungskosten für Bürgergeldbezieher 

Der GKV-Spitzenverband hat 
vor dem Landessozialgericht 
Nordrhein-Westfalen Klage 
gegen den Bund eingereicht. 
Streitfall ist die Finanzierung 
der gesundheitlichen Versor-
gung von Bürgergeldbeziehen-
den. Damit habe der Bund die 
Krankenkassen beauftragt, er 
verweigere aber die notwen-
dige Finanzierung, werfen die 
Kassen dem Bund vor. 

Aktuell zahlt der Staat pro 
Bürgergeldempfänger*in eine 
Pauschale von 133 Euro im Mo-
nat an die jeweilige Kranken-
kasse der Versicherten. Doch 
der Beitrag deckt nur etwa ein 
Drittel der tatsächlichen Kos-
ten. Die Differenz gleichen die 
Krankenkassen mit Beitrags-
mitteln ihrer Versicherten aus. Insgesamt summiere sich das auf 
zehn Milliarden Euro jährlich, so die Krankenkassen. 

An dieser Finanzierung versicherungsfremder Leistungen gibt es 
schon lange Kritik. Die aktuelle Regierung lässt allerdings nicht 
erkennen, an der Praxis etwas verändern zu wollen. Nach Anga-
ben des GKV-Spitzenverbandes würde eine bedarfsdeckende Fi-
nanzierung der Behandlung von Bürgergeldbeziehenden zu einer 
Entlastung der Beitragszahlenden führen und stabile oder sogar 
sinkende Krankenkassenbeiträge zur Folge haben. � str

Krankenkassen ziehen
gegen Bund vor Gericht

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) übernimmt die Ge-
sundheitskosten für Bürgergeldbezieher*innen, erhält aber nicht 
ausreichend finanzielle Mittel dafür. Die Kassen klagen deshalb auf 
eine adäquate Finanzierung durch den Bund. 

Die Gesundheitskosten für Bür-
gergeldbeziehende sind höher 
als die staatliche Pauschale. 

Foto: DONNERKEIL Agentur / Adobe Stock

Bundestag beschließt das Rentenpaket
Der Weg bis zur Verabschiedung des Rentenpaketes war von viel Streit überschattet, am Ende stand aber doch eine knappe Mehrheit 

für das Projekt. Damit bleibt das Rentenniveau in den nächsten Jahren stabil, und weitere Änderungen bei der Mütterrente sowie die 
sogenannte Aktivrente können in Kraft treten. Über die weitere Zukunft des Rentensystems soll eine neue Kommission tagen. 

Lange wurde um das Ren-
tenpaket gerungen, vor allem 
innerhalb der Union gab es 
Vorbehalte gegen das Vorha-
ben. Im Dezember beschloss 
der Bundestag das Paket den-
noch ohne Änderungen, sodass 
es nun wie geplant im nächsten 
Jahr in Kraft treten kann. 

Kernstück ist die Stabilisie-
rung des Rentenniveaus bei 48 
Prozent bis zum Jahr 2031. Die-
se sogenannte Haltelinie garan-
tiert, dass die Renten weiterhin 
im gleichen Maße steigen wie 
die Löhne. Anderenfalls würde 
das Rentenniveau absinken, 
weil immer mehr „Babyboomer“ 
von Einzahlenden zu Rentenbe-
ziehenden werden – bis 2031 
voraussichtlich um rund einen 
Prozentpunkt auf 47 Prozent.

Der SoVD hatte intensiv da-
für geworben, die Haltelinie 
zu verlängern und Planungs-
sicherheit für Millionen von 
Rentner*innen herzustellen. 
Gegenüber der Mediengrup-
pe Bayern betonte die SoVD-

Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier: „Es ist gut, dass die 
Bundesregierung sich geeinigt 
und eine Stärkung der gesetz-
lichen Rente beschlossen hat. 
Mehr als 21 Millionen Rentne-
rinnen und Rentner sowie alle 
zukünftigen Rentner-Generati-
onen brauchen Verlässlichkeit. 

Für die meisten ist die gesetzli-
che Rente die einzige Absiche-
rung im Alter.“

Weitere Elemente des Renten-
paketes sind die Stärkung der 
Betriebsrenten, die Einführung 
der Aktivrente sowie die Aus-
weitung der Mütterrente auch 
auf Frauen, die vor 1992 Kinder 

Rentenniveau bis 2031 gesichert – SoVD: gesetzliche Rente dauerhaft stärken

geboren haben. „Dass mit der 
Mütterrente eine langjährige 
Benachteiligung endlich ausge-
glichen wird, ist ebenfalls aus-
drücklich zu begrüßen“, stellt 
Michaela Engelmeier dazu fest. 
Trotz des Gesetzespaketes ist 
die Zukunft der Rente bei Wei-
tem nicht abschließend geklärt. 
Das soll nun eine Kommission 
mit Vertreter*innen aus Wissen-
schaft und Politik übernehmen, 
die die Bundesregierung noch 
im Dezember einsetzte. Deren 
Aufgabe ist es, Wege zur lang-
fristigen Sicherung der Rente 
aufzuzeigen. 

Der SoVD formuliert einen 
klaren Auftrag an das Gremi-
um: „Die Rentenkommission 
muss jetzt nachlegen und mit 
wirksamen Maßnahmen die 
gesetzliche Rente als tragende 
Säule dauerhaft stärken“, be-
tont Michaela Engelmeier. Der 
SoVD wird im Interesse seiner 
Mitglieder die Arbeit der Kom-
mission eng begleiten.

Sebastian Triesch

Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) bei der namentlichen Abstim-
mung über das Rentenpaket im Bundestag. 

Foto: Kay Nietfeld / picture alliance

Einigung über Sparpaket erwartet
Etwa zwei Milliarden Euro soll die gesetzliche Krankenversicherung 2026 einsparen, um die Bei-

träge auf dem aktuellen Niveau zu halten. Der Streit darüber überdeckt, dass eigentlich tiefgreifende 
Reformen für eine sichere Finanzierung der Krankenkassen nötig sind, meint der SoVD. 

Gesundheitsministerin Nina 
Warken (CDU) hatte im Novem-
ber zumindest auf dem Papier 
stabile Krankenkassenbeiträ-
ge für gesetzlich Versicherte 
versprochen. Sie sollen 2026 
weiter bei 14,6 Prozent liegen. 
Hinzu kommt der vom Bun-
desgesundheitsministerium 
festgelegte Zusatzbeitrag. Er 
steigt im kommenden Jahr auf 
2,9 Prozent. 2025 lag dieser 
Orientierungswert noch bei 2,5 
Prozent, viele Krankenkassen 
erhöhten ihre Beiträge jedoch 
über diesen Wert hinaus. Auch 
im Laufe des Jahres stiegen die 
Mitgliedsbeiträge bei manchen 
Kassen noch weiter.

Um kurzfristig Beitragsanhe-
bungen zum Jahreswechsel zu 
verhindern, hatte Warken ein 
Sparpaket von zwei Milliarden 
Euro vorgesehen. Der Bundes-
rat stoppte das Gesetz aber und 
schickte es in den Vermittlungs-
ausschuss. Die Länder lehnten 
das Paket aus Sorge um die 
finanzielle Ausstattung der Kli-
niken ab. 

Bundeskanzler Friedrich Merz 
(CDU) kündigte unterdessen an, 
dass ein Kompromiss gefun-

den werde. Basis der Einigung 
soll eine Protokollerklärung 
der Bundesregierung sein. Sie 
schlägt darin vor, die Kürzun-
gen für das Jahr 2026 im dar-
auffolgenden Jahr wieder aus-
zugleichen. Ob es wirklich dazu 
kommt, war bis zum Redakti-
onsschluss der SoVD-Zeitung 
noch offen.

Selbst wenn das Sparpaket 
noch in Kraft tritt, sind Beitrags-
erhöhungen nicht vom Tisch. 

Die Krankenkassen verweisen 
auf ihre Verpflichtung, Rückla-
gen aufzufüllen. Aus Sicht des 
SoVD sind statt Beitragskorrek-
turen in letzter Minute langfris-
tige und solidarische Finanzie-
rungsreformen erforderlich. 

Der Streit um Einsparungen 
dürfte weitergehen, denn für 
2027 wird bei der gesetzlichen 
Krankenversicherung aktuell 
ein Defizit von mehr als zehn 
Milliarden Euro erwartet. � str

Bund und Länder streiten über Einsparungen bei der Krankenversicherung

Die Vertreter*innen der Länder lehnten die Pläne des Gesundheits-
ministeriums ab. Ein Vermittlungsausschuss soll Lösungen liefern. 

Foto: Achim Wagner / Adobe Stock

Hohe Kosten für „die Private“

PKV: Beiträge 
steigen enorm

Die Mehrkosten im Gesund-
heitswesen treffen auch die 
private Krankenversicherung 
(PKV). Darum kann 2026 für 
privat Versicherte ihre Kranken-
kasse ebenfalls teurer werden 
– und zwar deutlich: im Durch-
schnitt etwa 13 Prozent, je nach 
Tarif und Anbieter noch mehr.

Laut Verband der privaten 
Krankenversicherung sei vor 
allem ein „dauerhaft starker 
Anstieg der medizinischen Leis-
tungsausgaben“ der Grund, dass 
für rund 60 Prozent der Ver-
sicherten die Beiträge zum 1. 
Januar so steigen müssten. Das 
betrifft rund fünf Millionen Men-
schen. Dabei waren die PKV-Bei-
träge schon 2025 gestiegen.

Die Verbraucherzentrale rät, 
zu vergleichen und zu prüfen, 
ob ein Wechsel in „die Gesetz-
liche“, in eine andere private 
Kasse oder in einen günstige-
ren Tarif infrage kommt. Hier 
solle man gut abwägen, welche 
Leistungen verzichtbar sind. Bei 
Überlastung gebe es zudem 
auch für privat Versicherte Hil-
fen vom Jobcenter oder zustän-
digen Sozialhilfeträger.� ele
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Für Engelmeier bedeutet dies Ehre und Verpflichtung zugleich: 
„Ich freue mich darauf, mich in dem vor uns liegenden Amtsjahr 
noch stärker für die Belange von Menschen mit Behinderungen 
einsetzen zu dürfen.“ Sie dankte zudem allen Mitgliedsverbänden 
im DBR für das große Engagement im zurückliegenden Jahr.

Die neue Sprecherinnenratsvorsitzende richtete ihren Blick auf 
die vor ihr liegenden Aufgaben. Dabei machte Michaela Engelmei-
er eines ganz deutlich: Einsparungen auf dem Rücken von Men-
schen mit Behinderungen dürfe es nicht geben!� jos / pmz

SoVD übernimmt Vorsitz 
im Sprecherinnenrat

Staffelstabübergabe beim Deutschen Behindertenrat

Seit dem 3. Dezember hat der SoVD das Sekretariat des Deut-
schen Behindertenrates (DBR) inne. Für genau ein Jahr ist damit  
die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier gleichzeitig 
auch Sprecherinnenratsvorsitzende des Bündnisses.

Benachteiligung bleibt Realität
Die Bundesregierung plant eine Reform des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG). In dem 

vorliegenden Referentenentwurf erkennt der SoVD zwar gute Ansätze, zu mehr Teilhabe werde die 
Reform aus Sicht des Verbandes jedoch nicht führen: Die bisherige Planung stelle wirtschaftliche 
Interessen klar vor den Minderheitenschutz und die Einhaltung von Menschenrechten.

In seiner Stellungnahme zu 
dem Referentenentwurf begrüßt 
der SoVD grundsätzlich, dass 
Menschen mit Behinderungen 
künftig einen einklagbaren An-
spruch auf die Durchführung 
„angemessener Vorkehrungen“ 
im privaten Bereich bekommen 
sollen. Nachdem eine entspre-
chende Regelung im öffentli-
chen Sektor bereits existiert, 
setzt deren Ausweitung jetzt 
Vorgaben der Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten 
Nationen (UN-BRK) um.

Allerdings fehlt bisher ein An-
spruch auf Entschädigung für 
den Fall, dass private Anbieter 
gegen dieses Benachteiligungs-
verbot verstoßen. Menschen mit 
Behinderungen könnten sich so-
mit nicht wirkungsvoll zur Wehr 
setzen.

Besonders scharf allerdings 
kritisiert der SoVD eine For-
mulierung in dem Gesetzent-
wurf, die sich auf bauliche Ver-
änderungen beziehungsweise 
Anpassungen von Waren und 
Dienstleistungen bezieht. Diese 
seien demnach für Unterneh-
men eine „unverhältnismäßige 

und unbillige Belastung“. Eine 
so formulierte Vorschrift würde 
Belange der Wirtschaft über die 
Einhaltung der UN-BRK stellen. 
Gleichzeitig ginge davon das fa-
tale Signal aus, dass die Bundes-
regierung Menschen mit Behin-
derungen als (wirtschaftliche) 
Belastung sieht. Diese Regelung 
stößt daher beim SoVD auf mas-
siven Widerstand und muss ge-
strichen werden!

Positiv dagegen bewertet der 
Verband die Schaffung eines 
Bundeskompetenzzentrums für 
Leichte Sprache und Deutsche 
Gebärdensprache. Beides soll zu 
besseren Teilhabemöglichkeiten 
führen. Auch die darüber hinaus 
geplante Stärkung des Amtes 
des Beauftragten für die Belan-
ge von Menschen mit Behinde-
rungen findet die Zustimmung 
des SoVD.� jos

Behindertengleichstellungsgesetz: SoVD fordert erhebliche Nachbesserungen

Symbolische Weitergabe: Michaela Engelmeier (li.) erhielt den 
Staffelstab des DBR aus der Hand von Hannelore Loskill.

Mit einem Behindertengleichstellungsgesetz in der jetzigen Form 
bleibt die nötige Revolution hinsichtlich Teilhabe weiter aus.

Foto: Wolfgang Borrs

Foto: Cultura Creative / Adobe Stock

Rückschritte bei der Inklusion
Die schlechte wirtschaftliche Lage schlägt auf den Arbeitsmarkt durch – und Menschen mit Behin-

derungen sind besonders betroffen. Unter ihnen stieg die Arbeitslosenquote zuletzt deutlich stärker 
als in der Gesamtbevölkerung. 

Die Situation von Menschen 
mit Behinderungen am Arbeits-
markt hat sich verschlechtert. 
Das zeigt eine von der Aktion 
Mensch veröffentlichte Unter-
suchung des Handelsblatt Re-
search Institutes. 

Danach stieg die Arbeitslo-
senzahl von schwerbehinder-
ten Menschen deutlich. Im Ok-
tober waren es in Deutschland 
rund 185.400 Menschen und 
damit knapp fünf Prozent mehr 
als ein Jahr zuvor. Schon seit 
Jahren wächst diese Gruppe von 
Arbeitslosen. Andere Zahlen aus 
dem Jahr 2024 zeigen zudem, 
dass mehr Schwerbehinderten 
gekündigt wurde. Die Arbeits-
losenquote von Menschen mit 
schweren Beeinträchtigungen 
lag im Jahresschnitt 2024 bei 
11,6 Prozent. Das war 0,6 Pro-
zentpunkte höher als 2023 – in 
der Gesamtbevölkerung waren 
2024 dagegen nur 6 Prozent 
arbeitslos gemeldet. 

Das liegt auch daran, dass die 
Anzahl der Firmen stieg, die gar 

keine*n Schwerbehinderte*n 
beschäftigen, obwohl das ge-
setzliche Pflicht ist. Nur rund 
39 Prozent der Unternehmen 
erfüllen diese Pflicht. Gut 35 
Prozent kommen der Vorgabe 
zumindest teilweise nach. Gut 
jedes vierte Unternehmen hält 
sich gar nicht daran, hat also 

keinen einzigen Arbeitsplatz 
mit einem*r Schwerbehinder-
ten besetzt, sondern zahlt statt-
dessen eine Ausgleichsabgabe. 

Der SoVD setzt sich seit Lan-
gem dafür ein, die Regelungen 
zur Beschäftigung von Men-
schen mit Behinderungen zu 
verschärfen. � str

Studie zeigt steigende Arbeitslosigkeit bei Menschen mit Behinderungen

Weniger als die Hälfte der Unternehmen in Deutschland erfüllen 
ihre Pflicht, genug Menschen mit Behinderungen einzustellen. 

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

17,6 Prozent der Bevölkerung müssen aufgrund von Armut auf 
wichtige Güter, Dienstleistungen oder Aktivitäten verzichten. Dazu 
zählen etwa der Einkauf frischer Lebensmittel oder auch das Be-
heizen der Wohnung. Dieser Wert für 2024 geht aus dem siebten 
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung hervor, den 
das Bundeskabinett Anfang Dezember verabschiedet hat.

Der Bericht stellt auch eine Zunahme der Einkommenunterschie-
de in den letzten Jahren fest. 
So seien die verfügbaren Haus-
haltseinkommen zwar in allen 
Einkommensschichten ange-
stiegen, aber bei Gutverdienen-
den mehr als bei Menschen mit 
geringerem Lohn oder Gehalt. 
Diese seien zudem stärker von 
der Inflation betroffen. 

Beim Vermögen ist die Un-
gleichheit etwas zurückgegan-
gen, bleibt aber stark ausgeprägt; 
die zehn Prozent vermögendsten 
Haushalte besitzen 54 Prozent 
des gesamten Nettovermögens; 
die Haushalte in der unteren 
Hälfte der Verteilung dagegen 
nur etwa 3 Prozent Für die Ver-
teilungsgerechtigkeit bleibt wei-
terhin viel zu tun. � str

Fast jede*r Fünfte muss
auf Wichtiges verzichten

Neuer Armuts- und Reichtumsbericht veröffentlicht

Armut führt zu gesellschaftlicher Ausgrenzung. Wie der neue Ar-
muts- und Reichtumsbericht zeigt, können sich viele wichtige Güter 
nicht leisten. Zugleich ist das Vermögen in Deutschland weiterhin 
sehr ungleich verteilt. 

Viele müssen Abstriche beim 
Einkauf machen. 

Foto: Antonio Gravante / Adobe Stock
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„Soziales Schutzniveau ist zu bewahren!“ 
Schon seit Herbst befasst sich die von der Regierung eingesetzte Sozialstaatskommission unter Leitung des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales (BMAS) mit der Analyse und Bewertung des grundlegenden deutschen Staatssystemes. Zielvorgabe ist die Entwicklung 
einer zukunftsfähigen und gerechten Reform. Der SoVD begrüßt das Vorhaben und begleitet es kritisch. Bei einem Treffen mit Kommis-
sionsmitglied Parsa Marvi, MdB (SPD), betonte die SoVD-Vorsitzende Michaela Engelmeier, wie wichtig es sei, den Sozialstaat zu stärken. 

Die Bündelung und Vereinfa-
chung von Prozessen gehören 
zu den zentralen Maßgaben des 
Expert*innenrates. Angestrebt 
wird unter anderem, künftig 
mehrere Sozialleistungen zu-
sammenzufassen, um deren Be-
antragung zu erleichtern. 

Gleichzeitig will man Er-
werbsanreize stärken und Mo-
delle entwickeln, um die Über-
gänge von Sozialleistungen in 
Beschäftigung zu erleichtern. 
Seit Langem steht außer Frage, 
dass hierfür die Abläufe in den 
Verwaltungen schneller, unkom-
plizierter und an vielen Stellen 
digital werden müssen. Zentrale 
Anlaufstellen stehen im Fokus 
der Sondierungen. 

SoVD im Gespräch mit Parsa Marvi, MdB (SPD), zu den Vorhaben der Sozialstaatskommission 

Der SoVD begrüßt generell 
Vereinfachungen, da sie geeignet 
sind, den Zugang zu Sozialleistun-
gen grundlegend zu verbessern. 
Gleichzeitig mahnt die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier: „Pauschalisierungen 
können Sozialleistungen auch 
verschlechtern. Etwa, wenn Fa-
milien ihr Zuhause verlieren, weil 
die neue Wohnkostenpauscha-
le die Miete nicht abdeckt.“ Das 
Versprechen, das soziale Schutz-
niveau zu bewahren, müsse in 
jedem Falle eingehalten werden.

Laut Plan soll die Kommission 
der Bundesregierung bereits im 
Januar 2026 erste Ergebnisse 
und Handlungsempfehlungen 
vorstellen. � veo

Kürzlich traf die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier 
Bundestagsmitglied Parsa Marvi. Sie waren sich einig, dass ein starker 
Sozialstaat für die Demokratieförderung enorm wichtig sei.

Kurzvita
Parsa Marvi ist ein deut-

scher Sozialdemokrat (SPD). 
Er kam 2021 in den Bun-
destag und wurde 2025 
wiedergewählt. Marvi ist 
ordentliches Mitglied im 
Ausschuss für Digitales 
und Staatsmodernisierung 
sowie im Finanzausschuss; 
außerdem fungiert er als 
stellvertretendes Mitglied 
der Ausschüsse für Wirt-
schaft und Energie sowie 
Wohnen, Stadtentwicklung, 
Bauwesen und Kommunen. 

Der 1983 im Iran gebo-
rene Politiker setzt sich 
auch für die Bekämpfung 
von Rassismus und Rechts-
extremismus ein. Marvi ist 
überdies Mitglied der über-
parteilichen Europa-Union 
Deutschland, die sich für ein 
föderales Europa und den 
europäischen Einigungs-
prozess starkmacht.

__Sie sind Mitglied (Begleitgrup-
pe) der Kommission zur Sozi-
alstaatsreform. Welches ist das 
vorrangige Ziel der Kommission? 
Und weshalb ist eine Reform ge-
rade aktuell so wichtig? 

Der inhaltliche Fokus liegt auf 
steuerfinanzierten Leistungen wie 
zum Beispiel dem Wohngeld, dem 
Kinderzuschlag und den Leistun-
gen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende sowie der Sozialhilfe. 
Der Befund ist klar: Der heutige 
Sozialstaat hat erkennbare Defi-
zite bei Effektivität, Transparenz, 
Nutzerfreundlichkeit und Bearbei-
tungstempo. Der Sozialstaat ist zu 
komplex geworden. Das spüren 
viele Menschen, die auf staatliche 
Beratung und Unterstützung an-
gewiesen sind. Der daraus resul-
tierende Vertrauensverlust ist auch 
schädlich für die Integrität staatli-
cher, demokratischer Institutionen.

Vor diesem Hintergrund muss 
eine umfassende Reform unseres 
Sozialstaats auf den Weg gebracht 
werden, um ihn handlungsfähiger 
und wirksamer zu machen.

__Welche Maßnahmen braucht 
es zur Entbürokratisierung und 
Modernisierung?

Die Zentralisierung und Bün-
delung von Kompetenzen für die 
Leistungsbearbeitung im födera-
len Staat ist für uns ein wichtiges 

Ziel, um das Bearbeitungstempo 
im Sozialstaat zu erhöhen. Im 
Rahmen der föderalen Moderni-
sierungsagenda müssen hierzu 
klare und verbindliche Entschei-
dungen getroffen werden. Dabei 
sind wir, falls erforderlich, auch zu 
Änderungen des Grundgesetzes 
bereit, um für zentrale Vollzugs-
kompetenzen zu sorgen. Es muss 
Klarheit her, welche Ebene für wel-
che Leistung verantwortlich ist.

__Welche Rolle spielen dabei die 
Digitalisierung und die Standar-
disierung von Prozessen?

Meine Vision für den moder-
nen Sozialstaat ist, dass alle 
Bürger*innen nur noch zu einem 
Kontaktpunkt kommen müssen, um 
entlang ihrer Lebenslage beraten 
zu werden und eine zu ihrem Be-
darf passende Leistung beantragen 
zu können.

Dieser einheitliche Kontaktpunkt 
(„One Stop Shop“) erfordert nur 
einen einmaligen Datennachweis. 
Die Daten sollen in der Regel au-
tomatisiert über den Datenaus-
tausch zwischen den Behörden 
ermittelt werden. Voraussetzung 
dafür ist eine umfassende Regis-
termodernisierung mit einer guten 
Datenqualität, die wir vorantreiben. 
Wir müssen digital und analog 
zusammendenken. Der einheitli-
che Kontaktpunkt muss immer so-

wohl digital als auch stationär auf 
gleichwertigem Niveau vorgehal-
ten werden. Die mehrkanalfähige 
Verwaltung ermöglicht so digitale 
Teilhabe, begegnet aber der Gefahr 
der digitalen Spaltung.

__Aufgrund von zu viel Bürokra-
tie und Intransparenz werden 
bislang viele gute (Sozial-)Leis-
tungen nicht ausreichend abge-
rufen.

Wir wollen einen Sozialstaat, bei 
dem jeder Mensch einen barriere-
freien und transparenten Zugang 
zu allen Leistungen erhält, die für 
ihn verfügbar sind. Das wird die 
Abrufquote erhöhen.

__Der Service vor Ort (in den Äm-
tern) bleibt für viele Menschen 
unerlässlich?

Absolut. Es muss weiterhin ei-
nen leistungsfähigen Service vor 
Ort, kombiniert mit sozialräumli-
chen Beratungsangeboten, geben. 
Der Staat darf sich wegen der Di-
gitalisierung nicht aus der Fläche 
zurückziehen. Darauf werden wir 
bestehen.

__Sie sind Mitglied im Digitalaus-
schuss des Bundestages und mit 
vielen digitalpolitischen Themen 
konfrontiert. Inwieweit können 
Sie Ihren Sachverstand in die 
Kommission einbringen? 

Das ist mein Fokus in der Kom-
mission. Ich bringe wichtige Frage-
stellungen ein: Wie kommen wir zu 
vollständig digitalen Prozessen im 
Sozialstaat ohne Medienbrüche? 
Wie schaffen wir ein intelligentes 
Lotsen- und Assistenzsystem für 
die digitale Beantragung, damit 
Menschen mit unterschiedlichem 
Zugang zur digitalen Welt glei-
chermaßen mitgenommen werden 
können? Wie können wir mit Unter-
stützung von KI komplexe Inhalte 
und Verfahren für die Leistungsbe-
rechtigten verständlich, transpa-
rent und handhabbar dargestellt 
und in eine allgemein verständli-
che Sprache übersetzen? Wie be-
kommen wir eine gute Verbindung 
zur EUDI-Wallet hin als zentrale 
Bürger*innen-App? [Anm. d. Red.: 
Gemeint ist eine digitale Briefta-
sche, in der offizielle Identitäts-
nachweise wie Personalausweis 
oder Führerschein gespeichert 
werden können.]

__Der SoVD wurde im Septem-
ber als Stakeholder angehört – 
aus Sicht des Verbandes nicht mit 
der gebotenen Ernsthaftigkeit. 
Warum ist ein starker Sozialstaat 
unerlässlich für die Demokratie-
förderung? 

Ein starker Sozialstaat ist ent-
scheidend für eine lebendige De-
mokratie. Aus Sicht der SPD schafft 

Staatsmodernisierung und Entbürokratisierung sind komplexe Vorhaben. Einerseits soll die Leistungsfähigkeit des Staates gesteigert 
werden. Andererseits gilt es, Prozesse zu vereinfachen und bürgernäher zu machen, damit Unterstützungsleistungen zeitnah dort ankom-
men, wo sie wirklich gebraucht werden. Parsa Marvi sprach im Interview über Ziele und Herausforderungen der Sozialstaatskommission. 

Parsa Marvi, MdB (SPD)
Mitglied der Kommission 

zur Sozialstaatsreform

„Digitales und Analoges zusammendenken“
Parsa Marvi plädiert für „mehrkanalfähige“ Verwaltung mit barrierefreiem, transparentem Leistungszugang für alle

er Sicherheit, gleichen Zugang zu 
Bildung, Gesundheit und Chancen 
– und schützt vor Armut und Aus-
grenzung. Wer sich auf den Staat 
verlassen kann, verliert nicht das 
Vertrauen in demokratische Insti-
tutionen. Sozialer Zusammenhalt 
stärkt die politische Teilhabe, ver-
hindert gesellschaftliche Spaltung 
und macht Demokratie wider-
standsfähig gegen Extremismus. 
Nur mit Solidarität und sozialer 
Gerechtigkeit bleibt Demokratie für 
alle erlebbar.

__Im Januar stellt die Kommissi-
on ihre bisherigen Ergebnisse vor. 
Sind davon konkrete Reformen zu 
erwarten?

Ich bin zuversichtlich und gehe 
fest davon aus, dass wir uns in der 
Kommission bis dahin auf Ergeb-
nisse einigen können, die den Sozi-
alstaat nach vorne bringen.

� Interview: Veronica Sina 

Interview

Foto: P. Marvi / photothek.net
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„Ein stabiles Rentenniveau 
geht zulasten der Jungen!“
Am Rentenniveau kann man 

ablesen, wie gut die Rente den 
erreichten Lebensstandard ab-
sichert. Es muss deshalb ange-
messen hoch sein und außer-
dem stabil bleiben, damit die 
Renten steigen wie die Löhne 
und Rentner*innen nicht be-
nachteiligt werden. Das ist ge-
rade auch im langfristigen Inte-
resse der Jüngeren – schließlich 
wollen sie für ihre Beiträge 
selbst noch ordentliche Renten 
erhalten. Dementsprechend ist 
eine große Mehrheit von ihnen 
bereit, höhere Beiträge in Kauf 
zu nehmen, wenn dadurch die 
Leistungen mindestens stabil 
bleiben. Ein stabiles Rentenni-
veau – unter Berücksichtigung 
des Beitragssatzes – sichert 
dann genau das, was alle wol-
len, nämlich eine verlässlich 
gute Absicherung bezogen auf 
die Löhne und eine faire Vertei-
lung auch im demografischen 
Wandel mit steigenden Kosten.  

„Ohne Aktien für Rente & Co. 
geht es angesichts 

des demografischen 
Wandels nicht!“

Der demografische Wandel ist 
zweifellos eine große Heraus-
forderung für Gesundheit, Pfle-
ge und Rente. Denn Beitragsein-
nahmen und Fachkräfte werden 
tendenziell knapper. Eine so-
genannte Kapitaldeckung etwa 
mit Aktien bietet keinen echten 
Ausweg. Eine Gesellschaft kann 

nur äußerst beschränkt Güter 
„auf die hohe Kante legen“ – 
und Dienstleistungen gar nicht. 
Letztendlich muss der größte 
Teil der sozialen Leistungen im 
Hier und Jetzt erbracht werden, 
und der ebenfalls alternde Rest 
der Welt wird dabei nur sehr be-
grenzt helfen können. Deshalb 
ist es sinnvoller, die Produkti-
vität zu stärken und die demo-
grafische Lage zu entspannen, 
indem man in Infrastruktur, Bil-
dung, Care-Angebote und quali-
fizierte Zuwanderung investiert, 
statt noch mehr Geld in die Fi-
nanzmärkte zu leiten.

„Das Bürgergeld ist ein 
bedingungsloses 

Grundeinkommen – Arbeit 
lohnt sich nicht mehr!“

Das Bürgergeld ist eben kein 
bedingungsloses Grundeinkom-
men! Es wird nicht unabhängig 
von Vermögen oder anderem 
Einkommen gezahlt. Man muss 

im Gegenzug dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehen, wenn 
nicht gute Gründe wie etwa 
Kindererziehung dagegen spre-
chen. Bei fehlender Mitwirkung 
an der Arbeitssuche drohen zu-
dem Leistungskürzungen. 

Im Übrigen: Wer arbeitet, hat 
dank Freibeträgen beim Bür-
gergeld oder sonstigen Leis-
tungen wie etwa Wohngeld in 
jeder Konstellation mehr Geld 
als jemand, der nur Bürgergeld 
bezieht. Arbeit lohnt sich also 
immer. 

Richtig ist aber auch: Diese 
Leistungen muss man beantra-
gen und bekommt sie anders als 
das Bürgergeld nicht „aus einer 
Hand“, sondern häufig nur an 
mehreren Stellen. Dies ist müh-
sam und oft langwierig. Hier 
braucht es dringend Reformen 
für mehr Einfachheit, Geschwin-
digkeit und Verständlichkeit.

„Gut fünf Millionen 
Menschen bekommen 

Bürgergeld, sie könnten 
auch arbeiten gehen!“

Rechnet man unter anderem 
die Kinder heraus, dann gelten 
nur etwa vier Millionen Men-
schen, die Bürgergeld bekom-
men, als erwerbsfähig. Gut zwei 
Millionen von ihnen wiederum 
kümmern sich um Angehöri-
ge, nehmen an Bildungsmaß-
nahmen teil oder können als 
„Aufstocker*innen“ nicht von 
ihrem Lohn leben. Wirklich ar-
beitslos ist damit nur knapp die 
Hälfte dieser Erwerbsfähigen.

Innerhalb dieser Gruppe aber 
sind die Hürden für eine sozial-
versicherte Stelle dennoch hoch. 
Denn viele der arbeitslosen 
Menschen im Bezug von Bür-
gergeld haben eine zu geringe 
Qualifikation oder sonstige Ver-
mittlungshemmnisse. Da hilft es 
auch nicht, ihnen die Leistungen 
zu kürzen. Um ihre Teilhabe zu 
sichern und volkswirtschaftlich 
klug zu agieren, müssen allen 
Schwierigkeiten zum Trotz die 
Arbeitsmarktchancen der Be-
troffenen verbessert werden.

„Weniger Krankenkassen, 
weniger Kosten!“

Anders als bei der Rente sind 
die Gesundheitsausgaben in 
den letzten Jahrzehnten auch 
anteilig an der Wirtschaftsleis-
tung recht deutlich gestiegen. 
Deutschland setzt seine Mit-
tel allerdings weniger effizient 
ein als vergleichbare Länder: 
Bei bestenfalls mittelmäßigen 

Leben wir als Gesellschaft nicht längst über unsere Verhältnisse? Und können wir uns den Sozialstaat 
eigentlich überhaupt noch leisten? Egal, ob es um den demografischen Wandel oder die Alterssicherung 
geht: Nicht immer geht es bei der Debatte um die Sozialausgaben in Deutschland wirklich um Fakten. 
Wir überprüfen den Wahrheitsgehalt einiger oft und gerne wiederholter Behauptungen.

Mythen der Sozialpolitik unter der Lupe
Geht es um Themen wie Rente oder Bürgergeld, halten nicht alle Behauptungen einer Überprüfung stand

Eine stabile Rente, die den Lebensstandard absichert, ist gerade 
auch für jüngere Menschen eine wichtige Perspektive.

Foto: luciano / Adobe Stock

Ergebnissen zum Beispiel bei 
der Lebenserwartung sind die 
Ausgaben für Behandlungen im 
Krankenhaus und für Arzneimit-
tel in Deutschland ausgespro-
chen hoch. Hier gibt es echte 
Einsparpotenziale, denn die 
Gesamtausgaben aller Kranken-
kassen liegen bei weit über 300 
Milliarden Euro im Jahr. 

Die Zahl der Krankenkassen 
weiter zu reduzieren, würde vor 
diesem Hintergrund nur wenig 
Geld sparen. Zur Erinnerung: In 
den 1990er-Jahren gab es noch 
über 1.000 Kassen, mittlerwei-
le sind es nur noch knapp 100. 
Dennoch sind die Kosten im Ge-
sundheitsbereich merklich ge-
stiegen. Das liegt übrigens nicht 
in erster Linie an den Gehältern 
der Kassenvorstände. Denn die 
summieren sich in Deutschland 
insgesamt auf etwa 30 Millionen 
Euro im Jahr. Das Einsparpoten-
zial läge somit im überschauba-
ren Millionenbereich.� jos / BAM

Dieser Text erscheint mit 
freundlicher Genehmigung 
des Magazins der Arbeit-
nehmerkammer Bremen 
(BAM). Diese vertritt als Kör-
perschaft des öffentlichen 
Rechts alle im Bundesland 
Bremen abhängig Beschäf-
tigten, mit Ausnahme von 
Beamt*innen. Weitere Details 
finden Sie online unter: www.
arbeitnehmerkammer.de.

In Deutschland wird jede 
dritte Frau mindestens einmal 
im Leben Opfer von physischer 
oder sexualisierter Gewalt. Bei 
etwa jeder vierten ist der Täter 
ihr (Ex-)Partner. Der SoVD meint: 
Geschlechtsspezifische Gewalt 
geht alle an. Nur mit Engage-
ment und Nicht-Wegschauen 
lässt sie sich zurückdrängen. 

Mädchen und Frauen mit Be-
hinderungen erleben noch zwei- 
bis dreimal häufiger Übergriffe 
als der Durchschnitt: Sexuelle 
Gewalt erfährt fast die Hälf-
te – als Kind, Jugendliche oder 

Gemeinsam 
gegen Gewalt 
an Frauen

Das Thema Gewalt gegen Frauen muss sichtbar werden, und Betrof-
fene brauchen Unterstützung! Dafür traten SoVD-Bundesfrauenspre-
cherin Jutta König (li.) und Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier  
zum Internationalen Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen 
am 25. November ein. In den sozialen Medien halfen sie auch, Bera-
tungsangebote wie das Hilfetelefon 116 016 bekannter zu machen.

Erwachsene. Körperliche Gewalt 
ist hier fast doppelt so verbrei-
tet wie bei Frauen ohne Behin-
derungen; im Erwachsenenalter 
sind es 70 bis 90 Prozent.

Solidarität zeigte der SoVD 
bei der Social-Media-Aktion 
#Schweigenbrechen des Hilfete-
lefons Gewalt gegen Frauen. Un-
ter 116 016 gibt es Beratung zu 
allen Gewaltformen – rund um 
die Uhr, kostenlos, vertraulich.

SoVD im Gespräch

Foto: SoVD

Rentendialog: 
Florian Bilic, 
MdB (CDU)

begleitet von Henriette Wun-
derlich, SoVD-Referentin für Al-
terssicherung, das CDU-Bundes-
tagsmitglied Florian Bilic – am 3. 
Dezember, kurz vor der Abstim-
mung über das Rentenpaket.  
Bilic ist Mitglied im Ausschuss 
für Arbeit und Soziales und einer 
der jungen CDU-Abgeordneten, 
die die Maßnahmen kritisch se-
hen. Umso dringender war das 
Gespräch über die Bedeutung 
für Millionen Menschen. 

Engelmeier machte die Hal-
tung des SoVD klar: Das Ren-
tenpaket sei ein entscheiden-
der Schritt zu einer besseren 
Altersvorsorge für heutige und 
kommende Generationen. Brei-
te Zustimmung und eine star-
ke gesetzliche Rente seien im 
Sinne aller Rentner*innen, der 
jetzigen sowie der zukünftigen.

Zu einem wichtigen Austausch 
traf die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier, 

https://www.arbeitnehmerkammer.de/


deren Dokument (Plastikkarte) 
von 1999 bis 2001 ausgestellt 
ist. Dazu brauchen sie einen 
Termin bei der Fahrerlaub-
nisbehörde ihres Wohnsitzes. 
Mitzubringen sind Personal-
ausweis oder Reisepass, ein 
biometrisches Passfoto, der alte 
Führerschein und rund 25 Euro.

Teurere fossile Brennstoffe
Zum Klimaschutz werden das 

Tanken und teils das Heizen er-
neut teurer. Die CO2-Abgabe für 
Benzin, Diesel, Gas und Heizöl 
steigt auf 55 bis 65 Euro pro 
Tonne CO2. Die Gasspeicherum-
lage hingegen entfällt.

Erneuerbare Energie erzeugen
Die Förderung für Photovol-

taik-Anlagen (Solarstrom) läuft 
aus. Bei Anschaffung bis zum 31. 
Januar gilt noch der Nullsteuer-
satz und 20 Jahre lang die höhe-
re Vergütung für Einspeisungen 
ins Netz. Bei neuen Anlagen ab 
Februar sinkt die Vergütung.

Anreize fürs Ehrenamt
Steuererleichterungen för-

dern Engagement. Die Eh-
renamtspauschale steigt von 
840 auf 960 Euro im Jahr, die 
Übungsleiterpauschale von 
3.000 auf 3.300 Euro. So er-
weitert gilt auch das 
Haftungsprivileg, 
das Risiken 
senkt: Erhalten 
Ehrenamtliche 
für ihren Ein-
satz unter 3.300 
Euro, müssen 
sie nur vor-
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Was ändert sich im neuen Jahr?
Wichtige Gesetze und Neuregelungen 2026 – von Arbeit über Rente und Steuern bis Lebenshaltung

2026 treten wieder etliche Regelungen in Kraft, die sich vielleicht auf Ihren Alltag auswirken. Viele davon sind Reformen der Bun-
desregierung, zum Beispiel bei Rente und sozialer Sicherung. Doch liefen noch am Jahresende Debatten und parlamentarische Verfah-
ren. Und bei manchem bleibt offen, wie es in der Praxis weitergeht, etwa beim Wehrdienst. Fest stehen dagegen unter anderem mehr 
Verbraucherschutz und dass ein höherer Mindestlohn kommt. Die folgende Auswahl ist nicht vollständig, aber ein erster Überblick.

freiwillig. Fehlen Rekrut*innen, 
kann aber später wieder eine 
Pflicht beschlossen werden.

Recht auf Ganztagsschule
Zum Schuljahr 2026 / 2027, 

ab dem 1. August, gibt es bun-
desweit einen Rechtsanspruch 
auf Kinder-Ganztagsbetreuung 
in Grundschulen. Er gilt erst nur 
für die erste Klasse. Jedes Jahr 
kommt dann eine Stufe dazu.

Höheres Kindergeld
Das Kindergeld steigt ab Jah-

resbeginn 2026 um vier Euro 
pro Monat: auf 259 Euro für 
jedes Kind. 

Weitere Zuschüsse für Kinder
Bedürftige Familien, denen 

der Kindersofortzuschlag zu-
steht, erhalten zusätzlich zum 
Kindergeld 25 statt 20 Euro.

Zudem gibt es „passive“ Zu-
schüsse, vor allem den Kin-
derfreibetrag bei der Steuer. Er 
steigt um 156 Euro auf 9.756 
pro Kind (4.878 je Elternteil). 

Höherer Grundfreibetrag
Für 2026 steigt der steuerli-

che Grundfreibetrag, also das 
Einkommen, bis zu dem keine 
Steuer anfällt: von 12.096 Euro 
auf 12.348 Euro im Jahr. Für zu-
sammen veranlagte Ehepaare 
beträgt er somit 24.696 Euro.

Arbeitsweg zählt ab Anfang
Die Pendlerpauschale bei der 

Einkommensteuer ist nun ein-
heitlich 38 Cent ab dem ersten 
Kilometer. Bisher berücksich-
tigte das Finanzamt die ersten 
20 Kilometer nur mit je 30 Cent. 

Deutschlandticket wird teurer 
Das Deutschlandticket für 

den Nah- und Regionalverkehr 
kostet ab Januar fünf Euro mehr 
im Monat: 63 statt 58 Euro. 

Führerschein umtauschen
Mit dem Tausch in den neuen 

EU-Führerschein sind diesmal 
bis zum 19. Januar alle dran, 

sätzlich oder grob fahrlässig 
verursachte Schäden ersetzen. 

Online per Button stornieren
Ab 19. Juni greift mehr Ver-

braucherschutz im Internet. Zum 
Beispiel müssen Seiten, auf de-
nen man per Klick kaufen kann, 
einen Widerruf-Button haben.

Fleisch-Kennzeichnungspflicht 
Zum März kommt das staat-

liche Tierhaltungslogo, zuerst 
für Schweinefleisch im Super-
markt. Es kennzeichnet, wie die 
Tiere gehalten wurden: in fünf 
Kategorien von „Stall“ bis „Bio“.

Essen in Gaststätten 
Ab Januar gelten in der Gas-

tronomie 7 statt 19 Prozent 
Mehrwertsteuer für Speisen – 
vor Ort, zum Mitnehmen oder 
geliefert. Für Getränke gilt das 
nicht. Dass Wirte die Ersparnis 
an Angestellte und Gäste wei-
tergeben, ist unwahrscheinlich.

Bulgarien kriegt den Euro
In Bulgarien ersetzt der Euro 

den Lew. Das vereinfacht Urlaub 
und Handel. Preise könnten stei-
gen. Der Kurs ist 1,95583 Lew 
für einen Euro, genau wie 2002 
in Deutschland bei der D-Mark.

Einiges war bei Redaktions-
schluss formal nicht endgültig 
beschlossen. Noch durch den 

Bundesrat mussten etwa 
die Bürgergeldreform, der 
Wehrdienst, das Ren-

ten- und das Steuerpa-
ket. Dies ist der 

Stand vom 15. 
Dezember.

ele

13,90 Euro Mindestlohn
Nach langem Ringen steigt 

der gesetzliche Mindestlohn 
von 12,82 Euro brutto pro 
Stunde in zwei Stufen: ab Janu-
ar 2026 auf 13,90 Euro; und im 
Folgejahr 2027 auf 14,60 Euro.

Für Auszubildende erhöht 
sich die Mindestvergütung im 
ersten Lehrjahr auf 724 Euro im 
Monat, im zweiten auf 854, im 
dritten auf 977 und bei einem 
vierten auf 1.014 Euro. 

Minijobs bis 603 Euro
Auch für geringfügige Be-

schäftigungsverhältnisse („Mi-
nijobs“) gilt der Mindestlohn. 
Seine Anhebung führt darum 
immer auch zu einer höhe-
ren Geringfügigkeitsgrenze. 
Minijobber*innen dürfen statt 
556 nun bis 603 Euro im Monat 
verdienen (7.236 Euro im Jahr). 
2027 werden es 633 Euro sein.

Gehälter vergleichen können
Bis 7. Juni muss der Gesetzge-

ber eine EU-Richtlinie in nati-
onales Recht umsetzen, die die 
Gleichstellung voranbringen 
soll. Das Entgelttransparenzge-
setz ist zu erweitern, unter an-
derem auf Betriebe ab 100 statt 
200 Beschäftigten. Diese hätten 
dann mehr Anspruch auf Aus-
kunft und Lohngerechtigkeit.

Rentenerhöhung
Laut Schätzungen steigen die 

gesetzlichen Renten zum 1. Juli 
um rund 3,7 Prozent – das wäre 
ein Plus oberhalb der Inflati-
on. Ob diese Prognose stimmt, 
steht aber erst im Frühjahr fest. 
Dann liegen alle Daten zur 
Lohnentwicklung vor, von der 

die Rentenberechnung immer 
abhängt.

Aktivrente bessert Zuverdienst
Das Rentenpaket zieht bis 

2031 eine Rentenniveau-
Haltelinie bei 48 Prozent. Zu-
dem enthält es Neuerungen 
wie die Aktivrente: Arbeiten 
Rentner*innen nach der Re-
gelaltersgrenze weiter, sind ab 
Januar vom Gehalt monatlich 
2.000 Euro steuerfrei. Das gilt 
nur für sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte, nicht 
für Selbstständige, Freiberufli-
che, Land- und Forstwirt*innen, 
Beamt*innen sowie in Minijobs. 

Anderes tritt später in Kraft. 
Die Mütterrente III etwa kommt 
2027. Dann zählen gleiche Er-
ziehungszeiten für alle Kinder.

Neue Grundsicherung 
Das Bürgergeld soll ab Jah-

resmitte wieder nur „Grund-
sicherung für Arbeitsuchen-
de“ heißen. Dann geht unter 
anderem Jobvermittlung vor 
Förderung – und härtere Sank-
tionen drohen: Wer eine Arbeit 
ablehnt, eine Weiterbildung ab-
bricht oder sich nicht bewirbt, 
soll gleich 30 Prozent des Gel-
des gekürzt bekommen. Ähn-
lich ist es, wenn jemand schon 
den zweiten Termin im Jobcen-
ter ohne wichtigen Grund ver-
säumt; beim dritten Mal ist so-
gar eine komplette Streichung 
der Leistungen möglich.

Neuer Wehrdienst
Die Wehrpflicht wurde 

2011 nicht abgeschafft, 
sondern nur ausgesetzt. 
Das neue Wehrdienstge-

setz führt 2026 wieder eine 
Wehrerfassung (Musterung) 
ein. Alle 18-Jährigen, ab Jahr-
gang 2008, erhalten einen 
Fragebogen, der ihre Eignung 
und Motivation für die Bundes-
wehr erhebt. Männer müssen, 
Frauen können ihn ausfüllen. 
Der Dienst selbst bleibt vorerst 

Foto: goodluz / Adobe Stock

Sich ehrenamtlich um andere zu kümmern, wird mehr gefördert.

Aktivrente heißt: Wer im Ren-
tenalter arbeitet, verdient bis zu 
2.000 Euro steuerfrei.

Foto: CC-IMAGES / Adobe Stock

In vielen Berufsfeldern verdient man 
üblicherweise nur Mindestlohn.

Foto: Small365 / Adobe Stock
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Behandlungswünsche für den Krisenfall vorab klären

Eine Patientenverfügung ist 
mittlerweile vielen Menschen 
ein Begriff. Sie regelt, wel-
che Maßnahmen im Falle ei-
ner Handlungsunfähigkeit bei 
schweren körperlichen Erkran-
kungen oder am Lebensende 
ergriffen oder unterlassen wer-
den sollen. Ganz ähnlich verhält 
es sich mit einer sogenannten 
psychiatrischen Patientenver-
fügung. In dieser kann man vor-
ab eigene Wünsche festlegen 
und in etwaige medizinische 
Behandlungen einwilligen oder 
diese ablehnen.

In einer solchen Patienten-
verfügung für den Bereich der 
psychischen Gesundheit kann 
man zudem auch Angaben zu 
Vertrauenspersonen oder Be-
vollmächtigten machen sowie die eigene Krankengeschichte 
notieren. Eine Unterbringung bei Selbst- oder Fremdgefährdung 
allerdings lässt sich mit der Erklärung nicht ausschließen.

Die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, 
Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) rät insbesondere 
Menschen mit psychischen Vorerkrankungen dazu, eine solche 
Verfügung zu erstellen. Gleichzeitig weist die DGPPN darauf hin, 
dass ein solches Dokument keine Alternative zu einer regulären 
Patientenverfügung sei, in der es um körperliche Belange gehe.

Weitere Informationen hierzu finden Sie auf der Internetseite des 
SoVD-Bundesverbandes unter: www.sovd.de/patientenverfuegung. 
Für Details zur Erstellung einer psychiatrischen Patientenverfügung 
gehen Sie im Internet auf die Seite: www.dgppn.de.� jos / dpa

Patientenverfügung zur
psychischen Gesundheit

In einer psychischen Ausnahmesituation lassen sich bestimmte 
Dinge möglicherweise nicht mehr selbst entscheiden. Konkrete 
Vorstellungen darüber, was man in einer solchen Krise möchte oder 
eben gerade nicht will, kann man daher vorab festlegen.

Krisen kommen meist plötzlich, 
dennoch kann eine vorab ver-
fasste Verfügung entlasten.

Foto: DimaBerlin / Adobe Stock

Der SoVD-Landesvorsitzende Alfred Bornhalm (3. v. li.) verlieh den 
nach Sven Picker benannten Inklusionspreis an den Phönixhof.

Nicht alles perfekt in München
In der Juli-/August-Ausgabe stellte die SoVD-Zeitung Tyll-Niklas Reinisch, Vorstandsmitglied der 

SoVD-Jugend, und sein Projekt „Behindert nicht den Fußball“ vor. Darin testet er bundesweit Stadi-
en auf Barrierefreiheit. Von nun an wird er hier regelmäßig seine Eindrücke schildern. Zum Auftakt 
schreibt er über seinen Besuch beim FC Bayern München, mit dem 2024 seine Besuchsreihe startete. 

Als Rollstuhlfahrer erlebe ich 
jedes Stadion anders – und der 
Besuch beim FC Bayern war am-
bivalent. Auf dem Papier wirkt 
vieles vorbildlich: ausführliche 
Infos vorab, klare Hinweise zu 
Plätzen, Preisen und Services. 
Doch schon beim Buchen merk-
te ich, dass Barrierearmut nicht 
automatisch Barriefreiheit be-
deutet: Dass man bei einem der 
größten Vereine der Welt Rolli-
plätze nur mit einem nicht am 
Computer ausfüllbaren PDF-
Formular bestellen kann, ist für 
mich unverständlich.

Gute Plätze im Stadion, aber 
unnötige Umwege 

In der Allianz Arena beein-
druckt zunächst die Architektur: 
weite Gänge, klare Ausschilde-
rung, moderne Infrastruktur. 
Mein Rollstuhlplatz bot eine 
sehr gute Sicht, war von Un-
befugten abgeschirmt und die 
Begleitpersonen saßen erhöht, 
konnten also genauso gut das 
Spiel verfolgen. Mich über-
raschte die Nähe zu Medien und 

Kommentarplätzen, was einen 
spannenden Blick hinter die 
Kulissen bot. Gleichzeitig war 
der Zugang nicht immer intuitiv. 

Ein falscher Eingang bedeute-
te Umwege, und mit Rollstuhl 
werden solche Meter länger, 
als sie aussehen. Nicht alle Per-

sonen vor Ort waren ideal ge-
schult und leiteten mich teils 
völlig falsch. 

Ausführlicher Bericht als 
Text und im Video

Insgesamt zeigte der Besuch, 
was möglich ist, wenn man Bar-
rierefreiheit ernst nimmt – und 
wo es noch hakt, wenn Abläufe 
und Haltung nicht mitziehen. Mir 
hat der Stadionbesuch deutlich 
gemacht wie nah Anspruch und 
Wirklichkeit beieinander liegen 
können. Und warum es wichtig 
bleibt, genau hinzuschauen. 

Das Spiel zwischen dem FC 
Bayern und RB Leipzig ging am 
Ende übrigens mit 2:1 an die 
Heimmannschaft. Einen ausführ-
lichen Bericht gibt es auf meinem 
Blog unter www.medium.com/
@BehindertNichtDenFussball. 
Außerdem habe ich meine Er-
lebnisse auch in einem Video 
festgehalten und auf meinem 
Youtube-Kanal unter www.
youtube.com/@Nickfried30 ver-
öffentlicht. 

Tyll-Niklas Reinisch

Mit dem Rollstuhl im Stadion: Tyll-Niklas Reinisch teilt seine Erfahrungen 

Der kleine, rein ehrenamtlich 
geführte Verein verbindet Tier-
schutz, soziales Engagement 
und Inklusion auf eine beson-
dere Weise. Menschen mit und 
ohne Behinderungen kümmern 
sich hier gemeinsam um die 
Pferde, packen bei Alltagsauf-
gaben an und starten immer 
wieder neue Projekte – ganz 
selbstverständlich, ohne große 
Worte darüber zu verlieren.

Besonders beliebt sind die 
Besuche mit den Ponys in Alten- 
und Pflegeeinrichtungen. Dort 
sorgen die Tiere und das Team 
regelmäßig für echte Begegnun-
gen zwischen den Generationen.

Bei der Preisverleihung beton-
te der SoVD-Landesvorsitzende 
Alfred Bornhalm, wie sehr ihn 
das Engagement des Vereins be-
eindruckt: „Der Pferdeschutzhof 
Phönix zeigt, wie Inklusion im 
Alltag funktioniert. Hier arbei-
ten Menschen mit unterschiedli-
chen Fähigkeiten Seite an Seite, 
und jeder wird gebraucht. Die-
ses Projekt steht beispielhaft für 

die Inklusion, die wir uns hier in 
Schleswig-Holstein wünschen.“

Den mit 5.000 Euro dotierten 
Preis nahm Bärbel Kraft-Schulze 
stellvertretend für das gesamte 
Team entgegen. Die Vorsitzende 
des Vereins sagte: „Für uns ist 
der Alltag mit den Pferden und 
unseren Helfern ganz selbstver-

ständlich inklusiv, jeder bringt 
das ein, was er kann. Die Aus-
zeichnung bedeutet uns un-
glaublich viel und gibt uns neue 
Motivation. Gerade für ein klei-
nes, ausschließlich ehrenamtli-
ches Projekt wie unseres ist die-
se Unterstützung ein wichtiges 
Zeichen.“

Pferdeschutzhof ausgezeichnet
Mit dem Sven-Picker-Inklusionspreis würdigt der SoVD Schleswig-Holstein Initiativen, die Barrieren 

abbauen und Teilhabe stärken. Für 2025 ging die Auszeichnung an den Pferdeschutzhof Phönix in 
Beschendorf, der gleichzeitig als soziale Begegnungsstätte dient.

Schleswig-Holstein
Bereits seit 20 Jahren steht 

sie als Landesvorsitzende an 
der Spitze des SoVD Mittel-
deutschland. Zudem wählten 
die Delegierten der Bundes-
verbandstagung des SoVD sie 
2023 als Mitglied in die Bun-
deskonferenz. Am 11. Januar 
feiert Kerstin Römer ihren 70. 
Geburtstag.

Dem SoVD trat Römer bereits 
im Jahr der Wiedervereinigung 
1990 bei. Während sie als Mitglied im Zukunftsausschuss des SoVD 
auf Bundesebene das „große Ganze“ fest im Blick hat, blieb sie auch 
ihren regionalen Wurzeln treu. Bis heute engagiert sie sich im Vor-
stand des Kreisverbandes Halberstadt.

Personalie

Tyll-Niklas Reinisch bei seinem 
Besuch der Allianz Arena Mün-
chen im Februar 2024. 

SoVD-Jugend diskutiert
Am 26. Januar von 17.30 bis 19 Uhr ist das nächste „Barcamp“ 

der SoVD-Jugend. Es findet digital statt. Im Mittelpunkt der 
offenen Konferenz, bei der die Teilnehmenden die Inhalte be-
stimmen, steht diesmal das Thema Generationengerechtigkeit.

Wer online dabei sein möchte, kann sich noch bis zum 23. 
Januar mit einer E-Mail an: jugend@sovd.de anmelden und 
erhält weitere Infos.
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Für Tabletten selbst zahlen?
Sind Schilddrüsentabletten oder Asthmaspray aufgebraucht, ist das meist keine große Sache. Umso 

überraschender, wenn es dann von der Praxis heißt, man habe in diesem Quartal schon ein Rezept 
bekommen und solle für ein zweites nun selbst zahlen. Müssen sich Patient*innen damit abfinden?

Das ist so nicht erlaubt, sagt 
Anja Lehmann von der Unab-
hängigen Patientenberatung 
Deutschland (UPD). Hätten 
Ärzt*innen die Behandlung von 
Patient*innen übernommen, 
seien sie auch verpflichtet, die 
in diesem Rahmen notwendi-
gen Verordnungen auszustellen. 
Mögliche Probleme erklärt sich 
die Beraterin dadurch, dass jede 
Praxis pro Quartal ein gewisses 
Budget für die Verordnung von 
Arznei- und Heilmitteln zur Ver-
fügung gestellt bekommt. Bei 
einer Überziehung drohen Prüf-
verfahren oder sogar Regress-
forderungen. Uneingeschränkt 
gelten lässt Lehmann dass al-
lerdings nicht: „Wenn Ärzte ih-
ren Mehraufwand begründen 
können, dürfen sie das Budget 
durchaus auch überschreiten.“  
Das bedeute allerdings büro-
kratischen Aufwand, den sich 
manche Praxis womöglich er-
sparen wolle.

Betroffenen Patient*innen rät 
Lehmann, im Gespräch darauf 
aufmerksam zu machen, dass 
das Medikament medizinisch 
notwendig sei. Im besten Fall 
lenke das Gegenüber dann ein. 

Zum Ausstellen eines Rezeptes 
zwingen, so die Patientenbera-
terin, könne man letztlich aber 
niemanden. 

Theoretisch könne man sich 
zwar bei der zuständigen Kas-
senärztlichen Vereinigung 
beschweren, weil ein Verstoß 
gegen die vertragsärztlichen 
Berufspflichten vorliege. Die-
sen Schritt aber sollte man 
sich nach Meinung der UPD-
Beraterin reiflich überlegen. 

Denn es könne passieren, dass 
Ärzt*innen daraufhin den Be-
handlungsvertrag kündigen, 
weil das Vertrauensverhältnis 
aus ihrer Sicht gestört sei.

Einigermaßen nüchtern fällt 
daher auch das Fazit der Ex-
pertin aus. Sie sagt, wer auf ein 
Medikament angewiesen sei 
und es nicht verordnet bekom-
me, dem bleibe im Grunde nur 
der Wechsel zu einer anderen 
Praxis.� jos / dpa

Verwehren Praxen ein neues Rezept, stehen Patient*innen vor Problemen

Wer ein neues Rezept benötigt, sollte das in der behandelnden 
Praxis unkompliziert erhalten – auch zum Ende des Quartals.
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Abzocke bei Online-Anträgen
Ob Führungszeugnis, Geburtsurkunde oder Nachsendeauftrag – einst aufwendige Behördengänge 

kann man heute meist über das Internet erledigen. Aber aufgepasst! Denn nicht selten versuchen 
sogenannte Zwischenportale, dabei abzukassieren. Wir sagen Ihnen, worauf Sie achten sollten.

Die schnelle Eingabe in eine 
Suchmaschine und ein paar 
voreilige Klicks können unter 
Umständen teuer werden. Das 
Europäische Verbraucherzent-
rum (EVZ) warnt vor Anbietern, 
die mit Online-Dienstleistun-
gen Kasse machen und für ein-
fache Anträge oftmals hohe Zu-
satzgebühren verlangen. Diese 
fragwürdigen Angebote seien 
laut EVZ zwar ärgerlich, jedoch 
nicht automatisch illegal. 

Zusätzlich erschwert wird 
ein Schutz vor dieser Form der 
Abzocke dadurch, dass diese 
Zwschenportale meist nicht 
auf den ersten Blick erkennbar 
sind. Denn die entsprechenden 
Internetseiten wirken „amtlich“ 
und dadurch glaubwürdig. 

Das Verbraucherzentrum rät 
deshalb dazu, Anträge direkt 
bei der zuständigen Behörde 
oder dem jeweiligen Unterneh-
men zu stellen. Hierbei gelte es, 
genau hinzuschauen und Ange-
bote geduldig zu prüfen. Dabei 
helfen die folgenden Tipps:

•	Bei Suchmaschinen stehen 
bezahlte Anzeigen oft ganz 
oben, offizielle Seiten für das 
jeweilige Anliegen folgen 
erst weiter unten.

•	Prüfen Sie das Impressum: 
Behörden sind keine Rechts-
formen wie zum Beispiel 
GmbH, S.L. oder LLC.

•	 Suchen Sie nach Dienstleis-
tungen von Behörden zu-
nächst auf dem Serviceportal 
des jeweiligen Bürgeramtes.

•	Ordnen Sie etwaige Gebüh-
ren ein: Sind sie realistisch? 
Oder handelt es sich um 
eine öffentliche, kostenlose 
Dienstleistung?� jos / dpa

Verbraucherzentrum warnt vor unnötig hohen Kosten auf Zwischenportalen

Immer mehr Leistungen lassen sich am Computer beantragen. Bei 
kostenpflichtigen Angeboten sollte man jedoch aufmerksam sein.

Foto: simona / Adobe Stock

Im Jahr 2024 behandelten 
die deutschen Krankenhäuser 
rund 13 Millionen ambulante 
Notfälle. Das war nicht nur ein 
Anstieg gegenüber den Zahlen 
des Vorjahres, sondern gleich-
zeitig auch der höchste bisher 
erfasste Wert. 

Die meisten ambulant behan-
delten Notfälle gab es dabei in 
bevölkerungsreichen Bundes-
ländern wie Nordrhein-West-
falen oder Bayern. Bezogen 
auf die Zahl der dort lebenden 
Menschen dagegen war die Zahl 
der Behandlungen in Hamburg 
oder Berlin besonders hoch. 
Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes kamen hier auf 
jeweils 1.000 Einwohner*innen 
durchschnittlich über 200 Fälle.

Schon seit Jahren stehen Deutschlands Kliniken vor dem Problem 
überfüllter Notaufnahmen. Eine geplante Reform scheiterte zuletzt 
an dem Bruch der Ampelkoalition. An einer Entlastung arbeitet 
daher nun Bundesgesundheitsministerin Nina Warken (CDU). Im 
Mittelpunkt steht die Frage, wann das Aufsuchen einer Erste-Hilfe-
Stelle dringend erforderlich ist. Hierbei soll über die Rufnummer des 
ärztlichen Bereitschaftsdienstes unter Tel.: 116 117 künftig eine 
Ersteinschätzung erfolgen, um die weitere Behandlung besser 
steuern zu können.� jos

An der Studie nahmen rund 
1.000 Personen im Alter zwi-
schen 25 und 50 Jahren teil. 
Dabei ging es unter anderem 
um die Frage, inwieweit sich 
die Interviewten in den letzten 
Wochen aus dem Bürgergeld-
bezug heraus aktiv um einen 
Job bemüht hatten. Eine knap-
pe Mehrheit verneinte das. Al-
lerdings gab gleichzeitig fast 
jede*r Zweite an, dazu aufgrund 
einer psychischen oder chroni-
schen Erkrankung nicht in der 
Lage gewesen zu sein. Ebenso 
viele Befragte verwiesen auf zu 
wenige passende Stellen; jede*r 
Fünfte nannte die Pflege eines 
Angehörigen oder die notwen-
dige Betreuung von Kindern als 
Hinderungsgrund. 

In diesem Zusammenhang überrascht es, dass 43 Prozent der 
Bürgergeldempfänger*innen angaben, sie hätten bisher noch kein 
einziges Stellenangebot erhalten. Die Bertelsmann Stiftung sieht 
daher die Jobcenter in der dringenden Pflicht, Menschen besser in 
für sie jeweils passende Arbeit zu bringen.� jos / dpa

Kliniken klagen über 
volle Rettungsstellen

Mangelnde Hilfe bei 
der Suche nach Arbeit

Patient*innen suchen häufiger Hilfe im Krankenhaus

Studie fordert bessere Vermittlung durch Jobcenter

In Deutschland suchen jeden Tag mehr als 35.000 Menschen eine 
Notaufnahme auf. Die durchschnittliche Quote fällt je nach Bundes-
land unterschiedlich aus. Im Verhältnis zur Zahl der Einwohner*innen 
ist sie in Stadtstaaten wie Hamburg oder Berlin besonders hoch.

Empfänger*innen von Bürgergeld erhalten wenig Unterstützung 
bei der Suche nach Arbeit. Das ergab eine Untersuchung der Bertels-
mann Stiftung. Nahezu die Hälfte der Befragten gab zudem an, noch 
nie ein Stellenangebot vom Jobcenter bekommen zu haben.

Der Name ist etwas irreführend: 
Längst ist die „Erste Hilfe“ nicht 
mehr nur für Notfälle da.

Nicht jede*r Erwerbsfähige ist 
auch wirklich in der Lage, sich 
einen Job zu suchen.

Foto: OH / Adobe Stock

Foto: JackF / Adobe Stock
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SoVD veröffentlicht Ungerechtigkeiten
Der SoVD in Niedersachsen hat sein aktuelles „Schwarzbuch sozial“ mit den größten Ungerechtigkeiten aus seinem Beratungsalltag vorgestellt: Da weigert sich ein 

Landkreis, die Kosten für ein behindertengerechtes Fahrzeug für eine Frau im Elektro-Rolli zu übernehmen, weil sie ja auch mit Bus und Bahn fahren könne. Da lehnt 
es die Deutsche Rentenversicherung ab, eine Erwerbsminderungsrente zu zahlen, obwohl der Betroffene schwer krank und arbeitsunfähig ist. Da droht eine Frau trotz 
guter Rente in die Sozialhilfe abzurutschen, weil die Pflegeheimkosten so hoch sind. Vielen dieser Fälle liegen ungerechte Gesetze, wirtschaftliche Erwägungen und oft 
auch mangelndes Fingerspitzengefühl zugrunde. Deshalb stellt der SoVD ganz konkrete Forderungen an Behörden, Ämter und die Politik.

Niedersachsen

Fotos (3): Elin Schweiger

Dirk Swinke und Katharina Lorenz (rechts) vom SoVD in Niedersachsen präsentieren das „Schwarz-
buch sozial“ bei der Landespressekonferenz im Niedersächsischen Landtag.

Im seinem „Schwarzbuch sozi-
al“ schildert der SoVD in diesem 
Jahr 23 besonders ungerechte 
Fälle aus seiner Beratung – mit 
schlimmen Konsequenzen.

Nach der Pressekonferenz standen Dirk Swinke und Katharina 
Lorenz für Interviews zur Verfügung. Swinke sprach unter ande-
rem mit dem NDR und dem Deutschlandfunk. Das Interesse der 
Medienvertreter*innen war groß, und sehr viele Rundfunk-, Print- 
und Onlinemedien berichteten über die Publikation des SoVD.

Foto: cenchild / Adobe Stock

Die Berufsgenossenschaft er-
kennt die Covid-Erkrankung ei-
ner jungen Frau als Arbeitsun-
fall an. Trotzdem weigert sie sich 
sogar nach einem Gerichtsurteil 
noch, ein Verletztengeld und 
Zuzahlungen für Behandlungen 
gegen Long Covid zu leisten.

Foto: Dr. Heinrich Schepers

Bislang muss Sylvia Kerkhoff beim Einsteigen in den alten Pkw 
der Familie auf die Hilfe ihres Mannes zurückgreifen, der auch 
den schweren Elektrorollstuhl in den Kofferraum heben muss. 
Selbstständigkeit sieht anders aus. Doch als die Emsbürenerin 
beim Landkreis Emsland einen Antrag auf Kostenübernahme für 
ein behindertengerecht ausgestattetes Fahrzeug stellt, wird die-
ser abgelehnt. Nun geht Kerkhoff mit Unterstützung des SoVD 
rechtlich gegen die Entscheidung vor.

Die mehr als 20 Fälle im neuen 
„Schwarzbuch sozial“ des SoVD 
in Niedersachsen zeigen sehr 
eindrücklich: Recht haben und 
Recht bekommen sind leider 
sehr oft zwei unterschiedliche 
Paar Schuhe. Gerade Menschen 
mit Behinderungen, Pflegebe-
dürftige und Erkrankte, die nicht 
mehr arbeiten können, sind von 
falschen und ungerechten Ent-
scheidungen der Ämter, Behör-
den, Kranken- und Pflegekassen 
betroffen. „Viele Menschen füh-
len sich in ihrem Kampf allein-
gelassen und kommen zu uns. 
Unsere Erfahrung zeigt: Die Zahl 
derjenigen, die nicht mehr wei-
terwissen und überfordert sind, 
nimmt zu. Im vergangenen Jahr 
haben wir für unsere Mitglieder 
über 50.000 Verfahren geführt. 
Seit 2022 ist diese Zahl kontinu-
ierlich um 25 Prozent gestiegen“, 
erläutert Dirk Swinke, Vorstands-
vorsitzender des SoVD in Nieder-
sachsen. Die Fälle aus dem aktu-
ellen Schwarzbuch seien dabei 
nur die Spitze des Eisbergs.

Pflegebedürftige und  
Kranke oft benachteiligt

Besonders Menschen mit Be-
hinderungen sind laut SoVD 
massiv von Benachteiligungen 
betroffen – etwa, wenn es um ei-
nen Grad der Behinderung oder 
sogenannte Merkzeichen geht. 
„Allein in diesen Bereichen sind 
unsere Verfahrenszahlen im zu-
rückliegenden Jahr um drei Pro-
zent gestiegen“, so Swinke und 
ergänzt: „Wenn wir Widerspruch 
für unsere Mitglieder einlegen, 
ist fast ein Viertel davon erfolg-
reich. Das heißt: Fast jede vierte 
Entscheidung zu einem Antrag, 
die vom Landesamt für Soziales 
getroffen wird, ist falsch.“ Dabei 
werde vor allem ein Problem 
besonders deutlich: Die persön-
liche Situation der Betroffenen 
werde nicht richtig erkannt, weil 
eine Begutachtung nur nach Ak-
tenlage erfolge. „Wir appellieren 
ganz klar an die Behörden, Pfle-
ge- und Krankenkassen, indivi-
duelle Bedürfnisse besser im 
Blick zu haben und nicht darauf 
zu spekulieren, dass Menschen 
sich mit einem ablehnenden 
Bescheid zufriedengeben“, fasst 
Swinke zusammen.

Ähnliche Probleme sieht Nie-
dersachsens größter Sozialver-
band auch bei den Menschen, die 
aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr arbeiten können und 
eine Erwerbsminderungsrente 

beantragen müssen. „Die Be-
troffenen brauchen dann unsere 
Unterstützung, weil ihnen oft un-
terstellt wird, nicht krank genug 
zu sein. Viele Fälle ziehen sich 
dann lange hin, was unsere Mit-
glieder nicht nur mürbe macht, 
sondern oft auch in finanzielle 
Schwierigkeiten bringt“, kritisiert 
der niedersächsische SoVD-Chef.

Selbst bei guter Rente:  
Eigenanteil nicht bezahlbar

Im aktuellen „Schwarzbuch 
sozial“ sind auch die hohen Ei-
genanteile, die Pflegebedürftige 
für ihren Platz im Pflegeheim 
zahlen müssen, ein großes The-
ma. „Es kann nicht sein, dass eine 
Seniorin mit einer sehr guten 
Rente kurz davorsteht, Hilfe zur 
Pflege beziehungsweise Sozi-
alhilfe beantragen zu müssen, 
weil sie die Kosten nicht mehr 
stemmen kann“, bemängelt Ka-
tharina Lorenz, Leiterin der Ab-
teilung Sozialpolitik beim SoVD 
in Niedersachsen. Grund für eine 
solche Situation seien häufig 
die gestiegenen Investitions-
kosten der Einrichtungen. „Das 
Absurde und Ungerechte ist, 
dass Selbstzahler*innen meis-
tens höhere Investitionskosten 
zahlen müssen als Behörden, 
die die Beträge im Rahmen der 
Hilfe zur Pflege übernehmen“, 
so Lorenz weiter. Doch dafür 
gebe es eine Lösung: „Das Land 
Niedersachsen muss wieder die 
Investitionskosten zahlen. Da-
durch würden Pflegebedürftige 
um durchschnittlich 500 Euro im 
Monat entlastet.“ Dass das Geld 
dafür nicht da sei, stimme nicht. 
„Momentan zahlt nicht das Land, 
sondern die Kommunen müssen 
immer mehr Hilfe zur Pflege 
übernehmen. Es würde sich ein-
fach nur der Finanzierungstopf 
ändern“, sagt die Abteilungslei-
terin. Das Problem müsse jetzt 
endlich angegangen werden.

„Schwarzbuch sozial“ lesen
Der SoVD in Niedersachsen 

vertritt die Interessen von rund 
295.000 Menschen in den Berei-
chen Rente, Pflege, Behinderung, 
Gesundheit, Bürgergeld und 
Patientenverfügung / Vorsorge
vollmacht. Und das mit Erfolg: 
Im vergangenen Jahr hat er rund 
57,5 Millionen Euro an einma-
ligen Nachzahlungen für seine 
Mitglieder erstritten.

Das komplette „Schwarzbuch 
sozial“ ist unter https://tinyurl.
com/bddrc2tw abrufbar.
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Tolle Leistung im Nordic CAMPUS
Feierlich fand im Bremer Goethetheater im November die 38. Preisverleihung der Karl-Nix-Stif-

tung statt. Diese ehrt jedes Jahr herausragende Schüler*innen aus Bremen für ihre Abschlüsse; 
Abiturient*innen sowie Auszubildende. Den Besten winkt ein Preisgeld. Zu den Preisträger*innen 
gehörten diesmal zwei Absolventen des Nordic CAMPUS, des SoVD-eigenen Berufsbildungswerkes.

Marvin Meyer, Fachpraktiker 
im Verkauf, und Wian Kheder, 
Fachpraktiker im Büromanage-
ment, schlossen beide ihre Aus-
bildung mit Bestleistungen ab. 
Sie können mit Recht stolz auf 
ihre Ergebnisse sein.

Für Wian Kheder hat der Ab-
schluss eine besondere Bedeu-
tung. Sein Weg dorthin war mit 
Herausforderungen verbunden, 
die nicht selbstverständlich zu 
bewältigen waren. „Der Nordic 
CAMPUS hat mich in meinen 
Hindernissen unterstützt – er 
hat mir diesen Abschluss mög-
lich gemacht“, sagt Wian rück-
blickend. Eine wichtige Rolle 
dabei spielte Jutta Heins, die ihn 
als Assistentin begleitete. Sie 

unterstützte gezielt, wo es nö-
tig war, und ließ den Raum, den 
Wian zur Entwicklung brauchte. 
Sie freut sich sehr über seinen 
Erfolg – mit etwas Wehmut, da 
Wian nun seine nächste Stati-
on antritt: einen Arbeitsplatz im 
Kinderhospiz Löwenherz.

Auch Marvin Meyer richtet 
seinen Blick nach vorn. Nach 
seinem erfolgreichen Abschluss 
entschied er sich, die Vollausbil-
dung zum Verkäufer am Nordic 
CAMPUS fortzuführen. Damit 
setzt er konsequent auf seine 
berufliche Weiterentwicklung.

Der Nordic CAMPUS gratu-
liert herzlich und wünscht den 
beiden Preisträgern alles Gute 
für ihren weiteren Weg. Ihre 

Leistungen zeigen, wie viel 
möglich ist, wenn Engagement, 
Unterstützung und persönlicher 
Einsatz zusammenkommen.

Preisverleihung der Karl-Nix-Stiftung: Anerkennung für zwei besondere Absolventen

Preisträger Marvin Meyer (Mitte) 
mit der Urkunde.

Wian Kheder (3. v. re.) bei der feierlichen Verleihung der Preise. 
Beide Absolventen können stolz auf ihre Leistungen sein.

Fotos: Christina Kuhaupt

Anspruch auf eine Aufstockung der Rente kann haben, wer min-
destens 33 Jahre – für den vollen Zuschlag 35 Jahre – Grundren-
tenzeiten gesammelt hat, mit Pflichtbeiträgen zur Rentenversiche-
rung (Minijobs etwa zählen nicht); und wer zwar mindestens 30 
Prozent, aber weniger als 80 Prozent vom Durchschnitt verdiente. 

Verschiedene Freibeträge
Dabei gibt es keine klassische 

Bedürftigkeitsprüfung, wie bei 
der Grundsicherung. Vermögen 
bleibt unberücksichtigt. Aber 
steuerpflichtiges Einkommen 
oberhalb einer Grenze rechnet 
die Rentenkasse an. Grundla-
ge ist stets das Vorvorjahr; für 
2025 ist dann der Freibetrag 
bei Singles 1.437 Euro im Mo-
nat, darüber zählen 60 Prozent, 
über 1.839 Euro alles davon. 

Zu beachten ist: Ehepaare 
und eingetragene Partnerschaf-
ten werden zusammen veran-
lagt (gemeinsamer Freibetrag 
2025: 2.243 Euro) – unverhei-
ratete Paare hingegen nicht. 

Urteil bestätigt Ungleichbehandlung
Die Regelung ist so gewollt, bestätigte das Bundessozialgericht 

Ende November in einem Urteil (Az.: B 5 R 9 / 24 R). Erfolglos ge-
klagt hatte eine Rentnerin, die trotz 43 Jahren Grundrentenzeiten 
ihren Zuschlag zur Rente – hier 40 Euro – nicht bekam, weil ihr 
Gatte genug Einkünfte hatte. Das Gericht führte aus, Sachgrün-
de rechtfertigten die Ungleichbehandlung. Denn die Grundrente 
finanziere der Staat aus Steuern, nicht die Rentenversicherung 
aus Beiträgen. Und Eheleute hätten eine gesteigerte bürgerlich-
rechtliche Unterhaltspflicht füreinander. Der soziale Ausgleich aus 
Bundesmitteln „sollte nicht den Haushalten mit Einkommen zugu-
tekommen, die seiner wirtschaftlich nicht bedürfen“.� ele

Reichen die Einkünfte für zwei, 
verhindert Ehe die Grundrente. 

Foto: Home-stock / Adobe Stock

Grundrente bei Paaren: 
Heirat wirkt sich aus

Einkommen von Ehepartner*in ist ebenfalls relevant

Wer lange gearbeitet, Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt 
und dann nur eine unterdurchschnittliche Rente hat, kann seit 2021 
einen Grundrentenzuschlag erhalten. Eher unbekannt ist, dass das 
bei Verheirateten auch vom Einkommen ihrer Partner*innen abhängt.

Seit über 40 Jahren ist das 
Berufsbildungswerk Bremen, 
heute „Nordic CAMPUS – das 
SoVD-Berufsbildungswerk im 
Nordwesten“, renommiert für die 
Ausbildung und vorberufliche 
Förderung junger Menschen mit 
Beeinträchtigungen. Über 5.000 
führte es zum anerkannten Be-
rufsabschluss. Derzeit bildet es 
rund 600 in über 30 Berufen aus.

Info
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